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JU ST'Z REPUBLIK OSTERREICH Museumstrale 7
DER BUNDESMINISTER FUR JUSTIZ 1070 Wien

Tel.: +43 1 52152 0
E-Mail: team.pr@bmj.gv.at

Frau
Prasidentin des Nationalrates

Zur Zahl 10197/-NR/2016

Die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Philipp Schrangl haben an mich eine schriftliche
Anfrage betreffend ,Drohnenabwehr &sterreichischer Gefangnisse zur Verhinderung von

Schmuggelfliigen” gerichtet.
Ich beantworte diese Anfrage aufgrund der mir vorliegenden Informationen wie folgt:

Zu 1:
Mir sind bislang keine Falle aus dem d&sterreichischen Strafvollzug bekannt, in denen

Schmuggelware von Drohnen aus abgeworfen wurde.

Zu 2 und 3:
Nein. In einigen Justizanstalten wurden Hofe und andere Freiflachen mit Netzen Gberspannt,

allerdings zu dem Zweck, den Uberwurf von unerlaubten Gegenstanden zu verhindern.

Zu 4:

Bisher ist kein solcher Fall aufgetreten.

Zu 5 und 6:

Der Einsatz von Greifvogeln zur Drohnenabwehr ist derzeit nicht geplant.

Zu’:

Bei Neu- und Umbauten im Strafvollzug wird das in der Anfrage relevierte
Bedrohungsszenario grundsatzlich mitbertcksichtigt. Ich merke aber an, dass derzeit im
Bereich der Drohnen und der Drohnenabwehr eine rasante technische Weiterentwicklung zu
beobachten ist, die sich auf Bedrohungslage und mogliche geeignete Gegenstrategien
auswirkt. Der Markt der Drohnenabwehrtechniken wird daher von uns genau sondiert. In
diesem Zusammenhang fanden bereits mehrere Produktprasentationen durch Anbieter von
Drohnenabwehrsystemen — zuletzt am 26. September 2016 — im Bundesministerium fur

Justiz statt.
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Zusatzlich wurden mehrere Fallstudien zum Thema Drohnenabwehr eingeholt, die zurzeit
ausgewertet werden. Erganzend werden Erfahrungen  anderer  europdischer
Strafvollzugsverwaltungen mit Drohnenangriffen, erfolgreicher Drohnenabwehr und dabei

eingesetzten Techniken eingeholt.

SchlieBlich hat das Bundesministerium fir Justiz im Jahr 2016 als sicherheitspolitischen
Forschungsschwerpunkt einen Forschungsbedarf hinsichtlich der Gefahrdung durch

unbemannte Flugsysteme (UAS) beim Institut fir Sicherheitsforschung (KIRAS) angemeldet.

Insofern trifft die vorliegende Anfrage einen Themenbereich, der im Bundesministerium fur
Justiz mit hoher Prioritdt beobachtet und bearbeitet wird. Da bisher keine einschlagigen
Vorfalle bekannt sind, lasst sich sagen, dass wir hier nicht nur Gber ein ,Frihwarnsystem*
verfiigen, sondern auch fir zuklinftige Szenarien, die sich dann aus der technologischen

Weiterentwicklung ergeben, vorbereitet sind.

Wien, 21. November 2016

Dr. Wolfgang Brandstetter

Datum/Zeit 2016-11-21T10:48:10+01:00
Dieses Dokument wurde elektronisch signiert.
Hinweis Auch ein Ausdruck dieses Dokuments hat
J U§T|Z die Beweiskraft einer ¢ffentlichen Urkunde.

Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw.
Priifinformation der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie

SIGNATUR unter: . o
http://kundmachungen.justiz.gv.at/justizsignatur

2 von 2

www.parlament.gv.at



Unterzeichner Par | arent sdi rekti on

ﬁ;&'&ﬁ;\&
/& @ o Datum/Zeit-UTC | 2016- 11- 21T10: 53: 25+01: 00

/
| Parlamentsdirektion
{ SIEGEL

i/

Prufinformation I nformationen zur Prufung des el ektroni schen Siegels und des
/ Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parlanent. gv. at/si egel

Hinweis Di eses Dokunment wurde el ektronisch besiegelt.




		2016-11-21T10:48:10+0100
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2016-11-21T10:53:25+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




